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Kleinfahrzeug, Fahrrad oder sonstiges Fahrzeug? Höchste zu-
lässige Leistung oder Nenndauerleistung als Abgrenzungskri-
terium zum Kfz? Was gilt für übermotorisierte E-Scooter?
Auch mehrere Jahre nach Einführung und trotz beträchtlicher
Verbreitung auf Österreichs Straßen liegt rechtlich rund um
E-Scooter noch vieles im Unklaren. Die Auswirkungen zahl-
reicher offener und äußerst komplexer Fragestellungen ma-
chen sich auch in der Praxis bemerkbar. Der Beitrag zeigt zu-
sammenfassend Rechtsprobleme bei der Einbindung von
E-Scootern in das österr Straßenverkehrs- und Kraftfahrrecht
auf, wobei sowohl die bisherige Diskussion als auch Judikatur
berücksichtigt werden. Abschließend werden Überlegungen

angestellt, wie die Regulierung von E-Scootern praxisorientiert
auf verschiedenen Ebenen weiterentwickelt werden könnte,
um sowohl die Sicherheit im Verkehr als auch das Rechts-
staatsprinzip zu gewährleisten.

Dass E-Scooter nicht nur zum Spaß, sondern als Verkehrsmittel
für die schnelle und unkomplizierte Beförderung einer auf dem
Trittbrett stehenden Person so populär werden würden und da-
mit den Mobilitätsmix ergänzen, hätte sich vor einigen Jahren

noch niemand vorstellen können. Dass die Schaffung eines un-
strittigen rechtlichen Rahmens für deren sichere Teilnahme am
Straßenverkehr sich so schwierig gestaltet, allerdings auch nicht!

Die (widersprüchliche) gesetzliche Einordnung des E-Scoo-
ters und die damit einhergehenden Folgen (zB Verhaltenspflich-
ten) haben insb die Juristen in Gesetzgebung, Vollzugspraxis und
Rsp1 und folglich auch im Schrifttum2 bisher ungewöhnlich aus-
giebig beschäftigt. Ergänzend sind vielerlei Problemlagen in der
Praxis aufgetreten, so etwa Flächenkonflikte und eine Gefähr-
dung anderer Verkehrsteilnehmer aufgrund falscher Straßennut-
zung (Gehsteige) oder „wildem“ Abstellen von Miet-E-Scootern,3
die Umgehung des Doppel-Scooting-4 bzw Mehrfachbesetzungs-
verbots und die daraus zu lösende Lenkerfrage, eine zunehmende
Anzahl an Verletzten5 – auch aufgrund geringer Ausrüstungs-
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pflichten6 –, Alkoholfahrten und -unfälle, die steigende Zahl
„unechter“ E-Scooter mit stärkeren Motoren und die damit
einhergehenden höheren Geschwindigkeiten. Dazu kommt
der erst kürzlich entstandene Zweifelsfall rund um die Leis-
tungsabgrenzung zum Kfz (höchste zulässige Leistung versus
Nenndauerleistung).

Im Alltag werden sie in der Regel als „E-Scooter“ bezeichnet,
manche nennen sie auch „E-Tretroller“ oder „E-Stehroller“, die
StVO7 definiert sie als „elektrisch betriebene Klein- und Mini-
roller“ (§ 88b StVO). Auf den ersten Blick sehen sie wie die
bereits länger bekanntenMicro-Scooter aus: Sie haben also keine
Sitzvorrichtung, ähnlich kleine Räder, nämlich mit einem äuße-
ren Felgendurchmesser von höchstens 300 mm, eine Lenkstange
und ein sog Trittbrett8 (§ 2 Abs 1 Z 19 StVO).9 Ein E-Scooter ist
jedoch insgesamt deutlich massiver und schwerer als ein Micro-
Scooter, da der E-Scooter nicht durch Treten, sondern von einem
leisen Elektromotor mit Akku (im Bereich zwischen Lenker und
Trittbrett oder darunter) angetrieben wird und somit auch höhe-
re Geschwindigkeiten als der Micro-Scooter erreicht.

Daneben existieren seit Jahrzehnten E-Sitzroller, die verwir-
renderweise ebenfalls als E-Scooter oder Elektroscooter bezeich-
net werden und je nach Bauartgeschwindigkeit und Leistung
rechtlich entweder als Fahrräder, Motorfahrräder oder Motor-
räder einzustufen sind;10 es sind allein bei E-Sitzrollern also ver-
schiedenste Ausführungen anzutreffen: zB E-Mopeds, E-Vespas
oder solche, die optisch stark den E-Scootern ähneln, nur dass sie
zusätzlich mit einem Sitz an einer aufgesetzten Stange ausgestat-
tet sind. Sämtliche E-Sitzroller dürfen jedoch nicht mit den hier
gemeinten E-Scootern, die über keine Sitzvorrichtung verfü-
gen, verwechselt werden.11

Als Ausstattung sind für den E-Scooter eine wirksame
Bremsvorrichtung sowie Rückstrahler oder Rückstrahlfolien,
die nach vorne weiß, nach hinten rot und zur Seite gelb strahlen,
gesetzlich vorgeschrieben. Bei Dunkelheit bzw schlechter Sicht
muss vorne weißes Licht und hinten rotes Rücklicht verwendet
werden.12 Im Vergleich zum Fahrrad sind folglich keine zweite
Bremse und keine Klingel vorgeschrieben.13

Die zunehmende Verbreitung von E-Scootern machte es insb er-
forderlich, einheitlich zu regeln, welche Verkehrsflächen genutzt
werden dürfen und welche nicht. Bis zur Regelung in der StVO
gab es (bereits) unterschiedliche Rechtsmeinungen zur Einstu-
fung (Fahrrad oder Kleinfahrzeug) und folglich zur Verwendung.
Schließlich hat der Gesetzgeber mit der 31. StVO-Nov15 im Jahr
2019 folgenden Weg zur Regulierung von E-Scootern gewählt:
▶ Schritt 1: In § 2 Abs 1 Z 19 StVO wurden allgemein sog Mini-

und Kleinroller definiert: Für diese erfolgte hier eine Klassifi-
zierung als „vorwiegend zur Verwendung außerhalb der Fahr-
bahn bestimmte Kleinfahrzeuge“ und damit eine Ausnahme
vom Fahrzeugbegriff. Gleichzeitig wurden bestimmte äußere
Merkmale für die Subsumtion unter den Begriff des Mini- und
Kleinrollers festgelegt (ohne Sitzvorrichtung, Lenkstange, Tritt-
brett und äußerer Felgendurchmesser von höchstens 300 mm).

▶ Schritt 2: Für „Klein- und Miniroller mit elektrischem An-
trieb“ wurde mit § 88b StVO eine neue Sonderbestimmung
geschaffen: Damit wurde der E-Scooter zwar nicht zum Fahr-

rad gem § 2 Abs 1 Z 22 StVO erklärt, aber es wurden großteils
die Regelungen für Radfahrer übernommen, indem darauf
verwiesen wurde oder diese sogar ausdrücklich genannt wur-
den;16 hingegen wurde bspw die Ausrüstung – aufgrund der
speziellen, andersartigen Konstruktion – speziell neu be-
stimmt (Abs 5);17 die FahrradV18 gilt somit für E-Scooter –
auch weil rechtlich keine Fahrräder – nicht. Als Leistungs-
und Bauartgeschwindigkeitsgrenzen19 wurden – in damaliger
Angleichung an elektrisch betriebene Fahrräder – 600 Watt
höchste zulässige Leistung sowie 25 km/h fixiert (Abs 1).

Es lässt sich nicht leugnen, dass die punktuellen Regelungen
durch die 31. StVO-Nov neuerlich Rechtsunsicherheiten hervor-
gerufen haben. Insb hat die Formulierung in den Erläuterungen20

zu § 2 beigetragen, dass vielfach angenommen wurde, sämtliche
Klein- und Miniroller seien vom Fahrzeugbegriff ausgenommen,
also auch dann, wenn sie elektrisch betrieben sind. Dies ist aus
der Perspektive der Zeit, als E-Scooter noch in den Kinderschu-
hen steckten, nachvollziehbar: In den Anfängen des E-Scooters
dachte man noch, dass diese aufgrund ihrer technischen Ausfüh-
rung nicht dafür ausgelegt seien, eine Beförderungsleistung über
weitere Distanzen zu erbringen; sie würden ein sicheres Fahren
nicht gewährleisten und wären auch nicht für jedermann geeig-
net, auf Strecken jeder Art benützt zu werden. Im Vordergrund
würde der Spiel- und Freizeitzweck (abseits einer Fahrbahn)
stehen.21 Heute hingegen erscheint eine Bezeichnung als
„Trend-SPORT-Gerät“, für deren Benützung eine besondere Ge-
schicklichkeit erforderlich ist, genauso wie eine Gleichstellung
mit Skateboards, Hoverboards etc verfehlt. Eine Einreihung des
E-Scooters als „vorwiegend zur Verwendung außerhalb der Fahr-
bahn bestimmtes Kleinfahrzeug“ würde überdies der praktischen
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Verwendung in der Realität – und auch § 88b Abs 1 StVO mit
dem Verbot, auf Gehsteigen und -wegen zu fahren, und der Er-
laubnis zum Befahren von Fahrbahnen – widersprechen.

Wie ihre tatsächliche Nutzung in der weiteren Entwicklung
zeigt, dienen E-Scooter heute zum einen – als Fortbewegungs-
alternative – dazu, Personen und Sachen auch über (durchaus)
weitere Strecken (zB als Lösung für die „letzte Meile“[„last mi-
le“]) zu transportieren; im Vergleich zumMicro-Scooter, der ein
Kleinfahrzeug ist, ist der E-Scooter auch äußerlichmassiver und
schneller.22 Zum anderen bewegen sich E-Scooter gerade auf
Fahrbahnen bzw vorzugsweise auf Radfahranlagen; aus diesem
Grund wurden auch die Verhaltensregeln der Radfahrer gesetz-
lich für E-Scooter-Fahrer normiert – genauso wie in der Mehr-
heit der europäischen Staaten (zB Deutschland, Schweiz, Italien,
Frankreich, Kroatien). Dies ist auch deshalb sachgerecht und op-
timal aus Sicht der Verkehrssicherheit, weil die Fahreigenschaf-
ten (zB Geschwindigkeit) sowie die Verkehrswahrnehmung23 der
E-Scooter-Fahrer noch am stärksten denen von Radfahrern äh-
neln.24 Eine Mitbenützung von Fußgängerflächen wäre/ist kon-
fliktreich, wie auch die leider häufig beobachtete Missachtung
der Vorschrift des diesbzgl Benützungsverbots zeigt.25

Folglich lässt sich § 2 Abs 1 Z 19 StVO durchaus so interpretie-
ren, dass an dieser Stelle zwar Klein- und Miniroller OHNE elek-
trischenAntrieb (Micro-Scooter) alsKleinfahrzeuge definiertwer-
den, damit aber gleichzeitig eine Beschreibung der Bauweise von
Klein- und Minirollern iS der StVO erfolgt – unabhängig davon,
ob sie über einen elektrischen Antrieb verfügen. Diese Definition
des E-Scooters ist daher auch von großer Bedeutung, um sie wie-
derum von den E-Sitzrollern26 abzugrenzen, für die ja § 88b StVO
nicht gilt. Nochmal zusammengefasst heißt das: E-Scooter werden
in Z 19 zwar ebenso in ihrenMerkmalen bestimmt, aber ohne dass
sie vom Fahrzeugbegriff ausgenommen werden. Für Klein- und
Miniroller MIT elektrischemAntrieb – innerhalb der in § 88b de-
finierten Leistungsgrenzen – (und somit ohne Sitz) ist sodann
§ 88b StVO (als lex specialis) anzuwenden. Es wäre ein Wider-
spruch, wenn E-Scooter einerseits keine Fahrzeuge iS der StVO
darstellen würden, andererseits jedoch wie solche – nämlich wie
Fahrräder – zu behandeln sind.27 Eine Einordnung des E-Scooters
außerhalb des Fahrzeugbegriffs würde somit zu zahlreichen uner-
wünschten Konsequenzen und Unklarheiten für alle führen.

Schlussendlich hat ebenso der VwGH erkannt, dass Fahrer
von E-Scootern28 Fahrzeuge (iSd § 2 Abs 1 Z 19 StVO) und nicht
Kleinfahrzeuge lenken;29, 30 er erblickt mit dieser Einordnung –
zur Vermeidung einer Antinomie – denWillen des Gesetzgebers,
E-Scooter-Fahrer durch den in § 88b Abs 2 StVO vorgenomme-
nen Verweis auf die Vorschriften der Radfahrer mit Radfahrern
gleichzustellen.

E-Scooter sind Fahrzeuge, die zwar ex lege nicht als
Fahrräder klassifiziert sind; dennoch unterliegen sie
als „Spezialfahrzeuge“ gem § 88b StVO – einge-
schränkt – den Regeln für Radfahrer.

Die Formulierung des VwGH „normativ gleiche Behandlung“
lässt zudem darauf schließen, dass es unannehmbar sein muss,
E-Scooter-Fahrer in ihren Rechten anderen Verkehrsteilnehmern
unterzuordnen; eine einseitige Geltung der Vorschriften nur für
E-Scooter-Fahrer31 anzunehmen, wäre verwirrend und auch ge-
fährlich. E-Scooter haben jedoch das in § 88b Abs 3 StVO nor-
mierte Gefährdungs- und Behinderungsverbot32 zu beachten (s
Tabelle).33

Es wäre ursprünglich durchaus ebenso argumentierbar gewesen,
E-Scooter gesetzlich als Fahrräder einzustufen, zumal gem § 2
Abs 1 Z 22 lit d StVO als Fahrrad auch ein elektrisch angetrie-
benes Fahrzeug gilt, dessen Antrieb dem eines Elektrofahrrads
iSd § 1 Abs 2a KFG34 entspricht.

Nunmehr wird diese Bestimmung allerdings verdrängt, da der
österreichische Gesetzgeber für E-Scooter OHNE Sitz mit § 88b
StVO als lex specialis eine andere Lösung normiert hat; somit
fallen E-Scooter rechtlich eben nicht unter den Fahrradbegriff
des § 2 Abs 1 Z 22 lit d.

Und nicht nur in Anbetracht anderer Ausrüstungs- und Leis-
tungserfordernisse macht eine Sonderregelung für E-Scooter
Sinn: Herkömmliche Tretroller sind mit ihren großen Reifen, ih-
rem Fahrverhalten und Antrieb durch Körperkraft dem Fahrrad
ähnlich. E-Sitzroller haben zT ebenfalls Pedale wie ein Fahrrad
und sind eben jedenfalls mit Sitz ausgestattet. Dagegen haben
E-Scooter eine völlig andere Bauweise: Der Lenker steht, Pedale
und Sitz fehlen, die Räder sind viel kleiner, man kann E-Scooter
vielfach35 zusammenklappen und tragend transportieren.
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Im benachbarten Deutschland wurde für E-Scooter ebenfalls
keine Einstufung als Fahrrad vorgenommen, sondern eine
neue, eigenständige (Zwischen-)Klasse der Elektrokleinst-
fahrzeuge37 (mit Lenkstange) geschaffen – mit im Vergleich
zu einem Fahrrad erweiterten Schutzpflichten, nämlich mit
Straßenzulassungs- (Betriebserlaubnis), Kennzeichen- und
Versicherungshaftpflichten und mit einem höheren Alterslimit
(14 Jahre).

Eine Abgrenzung zu Fahrrädern ist auch durch die
Unterschiede der äußeren Form (mit/ohne Sitz),
Größe und Gewicht der Fahrzeuge und der Art der
Benützung (sitzend/stehend) gerechtfertigt.

Die in vielen Staaten im Vergleich zu Radfahrern höher festge-
legte Altersgrenze für E-Scooter-Fahrer deutet darauf hin, dass
ein Kind mit zwölf Jahren (oder mit Radfahrausweis sogar noch
jünger) möglicherweise nicht über die erforderliche Reife ver-
fügt, um sicher mit dem E-Scooter am Straßenverkehr teilzuneh-
men. Bis dato wird im Zuge der Radfahrprüfung weder die
Handhabung von E-Scootern speziell geübt noch die Gefahren-
wahrnehmung in dieser Hinsicht gefördert. Österreich hat inter-
national betrachtet im Übrigen ein sehr niedriges Alterslimit für
das E-Scooter-Fahren. Vom European Transport Safety Council
(ETSC) wurde 2023 ein Alterslimit von 16 Jahren bzw die An-
knüpfung an das nationale Alterslimit für Mopeds (in Österreich
15 Jahre) empfohlen.38

Eine Änderung im KFG im Jahr 202339 hinsichtlich der Leis-
tungsabgrenzung zu Kfz bei Fahrrädern stellt die soeben ge-
fundene Kategorisierung von E-Scootern erneut auf die Probe
und löste Rechtsunsicherheit und Diskussionen für E-Scooter
aus: Soll für E-Scooter weiterhin die höchste zulässige Leis-
tung von 600 Watt (StVO) oder nunmehr die Nenndauerleis-
tung von max 250 Watt (KFG seit 2023) wie bei elektrisch
angetriebenen Fahrrädern als Kriterium gelten? Von der Beant-
wortung dieser Frage hängt es ab, wann ein E-Scooter als Kfz
einzustufen ist und wann nicht; dies ist mit jeweils anderen
Konsequenzen verknüpft, wie zB hinsichtlich der Regelungen
zur Straßenbenützung, Versicherungs-, Kennzeichen- und Füh-
rerscheinpflicht.40
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Für elektrisch angetriebene Fahrräder stellt das KFG bei der Ab-
grenzung Fahrzeug – Kraftfahrzeug in § 1 Abs 2a Z 1 neuerdings
– aufgrund einer Harmonisierung mit der Typgenehmigungs-
VO (EU) 2013/16841 hinsichtlich der Definition von Pedelecs
(Elektrofahrräder mit Tretunterstützung) – bei Fahrrädern iS
der StVO nicht mehr wie bisher auf die „höchste zulässige Leis-
tung“ mit 600Watt, sondern auf die „Nenndauerleistung“ ab und
hat diese wiederum mit 250 Watt limitiert. Elektrisch angetrie-
bene Fahrräder mit einer Nenndauerleistung von nicht mehr als
250 Watt und einer Bauartgeschwindigkeit von nicht mehr als
25 km/h gelten demnach nicht als Kfz iS des KFG, sondern als
Fahrräder iS der StVO.

Die Begriffe „höchste zulässige Leistung“ („Peak-Leistung“) und
„Nenndauerleistung“ („30-Minuten-Leistung“) beschreiben zwar
beide die Leistungsfähigkeit eines Geräts, bezeichnen aber unter-
schiedliche Aspekte: Während bei Ersterer die tatsächlich kurz-
fristig maximal mögliche Leistung am Motor gemessen wird, de-
finiert die Nenndauerleistung die maximale Leistung über
30 Minuten an der Abtriebswelle eines Elektromotors, ohne dass
der Motor überhitzt;42 dabei handelt es sich um einen Mittelwert
der Leistung innerhalb dieses Zeitraums, der damit in der Regel
deutlich geringer als die maximale Motorleistung ist.

In den Erläuterungen zur 41. KFG-Nov43 wurde – wohlge-
merkt im Hinblick auf elektrisch angetriebene Fahrräder – davon
ausgegangen, dass bei Fahrzeugen mit einer Nenndauerleistung
von nicht mehr als 250 Watt die am Hinterrad (Antriebsrad) ab-
gegebene Leistung nicht mehr als 600 Watt beträgt und diese Ge-
setzesänderung somit keine Auswirkung hätte. Aus dieser Aus-
sage könnte man den Umkehrschluss ziehen, dass Fahrzeuge mit
einer höchsten zulässigen Leistung von nicht mehr als 600 Watt
dann automatisch ebenso unter diese Ausnahme fallen; technisch
betrachtet gestaltet sich die Angelegenheit dann doch nicht so
simpel, wie das folgende Kapitel aufzeigt.

Grundsätzlich ist eine Leistungseinschränkung neben der Ge-
schwindigkeitsschwelle für E-Scooter sinnvoll, weil E-Scooter
aufgrund ihrer besonderen Bauweise und Fahrdynamik (zB Vor-
derrad steht senkrecht zur Lenkstange, kleine Reifengröße, Kipp-
gefahr) ein großes Gefährdungspotential aufweisen. Die Leistung
des E-Scooters sollte von vornherein nicht zu hoch sein, sodass er
zB auch nicht für die Beförderung weiterer Mitfahrer geeignet ist;
schließlich ist die Konstruktion mit den kleinen Rädern und der
kleinen Aufstandsfläche von Natur aus nicht stabil genug und
darauf ausgelegt. Bislang hat sich niemand dazu geäußert, ob
die Nenndauerleistung oder die höchste zulässige Leistung als
der geeignetere Gradmesser für die Abgrenzung zu betrachten
ist.

Festgehalten werden kann, dass die Höchstleistung eines
E-Scooters grundsätzlich technisch leicht begrenzbar ist. So
weit, so gut. E-Scooter haben und brauchen mehrheitlich je-
doch jedenfalls eine Nenndauerleistung von mind 350 Watt,
aus folgenden Gründen: Vielfach haben bereits Hersteller und
Händler auf diesen Umstand hingewiesen; E-Scooter seien, insb
aufgrund des unterschiedlichen Antriebssystems,44 der deutlich
kleineren Räder und dem Fehlen von Tretunterstützung nicht
mit Elektrofahrrädern vergleichbar. Mit einer sehr geringen

Leistung würden E-Scooter daher im Alltag – zB in Steigungen,
beim Anfahren, zur Beschleunigung – nur eingeschränkt
verwendbar sein.45 Eine Limitierung auf 250 Watt Nenndauer-
leistung würde somit beinahe alle in Verkauf und Einsatz be-
findlichen E-Scooter, darunter auch jene der Vermieter, aus-
schließen. Der Vergleich46 mit Deutschland und der Schweiz
verdeutlicht, dass in beiden Nachbarstaaten eine Nenndauer-
leistung von 500 Watt vorgesehen ist, was dem doppelten Wert
entspricht; die Festlegung der Obergrenze von 500 Watt wurde
ua gewählt, um auch in bergigen Gebieten die Nutzung zu er-
möglichen.47

Im Übrigen können diese Leistungskriterien beim E-Scooter
bis dato kaum behördlicherseits überprüft werden; schlussend-
lich bringen häufig auch Angaben des Herstellers nicht die nötige
Klarheit. Meistens ist nämlich bereits beim Kauf des Produkts gar
nicht ersichtlich, um welche der beiden Leistungsangaben es sich
handelt; es gibt auch keine „verpflichtenden“ Angaben am
E-Scooter oder in der Betriebsanleitung. In der Regel handelt
es sich jedoch um die Angabe der Nenndauerleistung bzw um
Konformitätsangaben zur deutschen Rechtslage durch deutsche
Hersteller oder Händler. In der Werbung ist es hingegen – ohne
nähere Bezeichnung – attraktiver, die Maximalleistung mit dem
höheren Wert anzugeben.

So gesehen erscheint es treffend, dass der österreichische Gesetz-
geber für E-Scooter eine Sonderregelung normiert, indem er die-
se nicht als Fahrräder definiert48 und zudem – unverändert –
am Kriterium der höchsten zulässigen Leistung von 600 Watt
festhält, nämlich durch die technische Regelung in § 88b StVO49

als lex specialis (zu § 2 Abs 1 Z 22 lit d StVO).

E-Scooter iS der StVO (max 600 Watt höchste zu-
lässige Leistung, max 25 km/h Bauartgeschwindig-
keit) unterliegen dem KFG-Ausnahmetatbestand.
Die 250-Watt-Nenndauerleistungsgrenze kommt
nicht zur Anwendung.

In weiterer Folge sprechen gute Gründe dafür, den für Fahrräder
konzipierten Ausnahmetatbestand des § 1 Abs 2a KFG auf
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derartige E-Scooter (bis 600 Watt/25 km/h) per analogiam50 an-
zuwenden, weil E-Scootern ein mit Fahrrädern mit elektrischem
Motor (einschließlich § 2 Abs 1 Z 22 lit d!) vergleichbar anzu-
nehmendes Gefährdungspotential zuzuschreiben ist. Um eine
verfassungsrechtlich bedenkliche Ungleichbehandlung zu ver-
meiden, müssen somit dieselben Rechtsfolgen angewendet wer-
den. Eine Einstufung als Kfz wäre also wie bei Elektrofahrrädern
unbillig und unbeabsichtigt, mit zahlreiche Härten für den Be-
nützer verbunden und einer verstärkten Verwendung abträg-
lich.51 Auch die Gerichte haben sich bei E-Scootern an dieser
Bestimmung für die Abgrenzung Fahrzeug – Kfz bis dato orien-
tiert.52 Denn die Frage der generellen Klassifikation als Kfz hatte
sich ebenso bereits vor der Änderung auf 250 Watt gestellt;
E-Scooter waren zuvor ebenso wenig direkt unter § 1 Abs 2a
KFG gefallen, weil sie ja keine Fahrräder gem § 2 Abs 1 Z 22 lit d
StVO sind.

In Anbetracht all dieser Aspekte erscheint es angebracht, dass
sämtliche privaten und öffentlichen Beteiligten betreffend
E-Scooter – im Gegensatz zu Elektrofahrrädern – weiterhin das
Kriterium der höchsten zulässigen Leistung von 600 Watt gemäß
StVO heranziehen.

Nichtsdestotrotz kann hier eine endgültige Klarstellung nur
durch den Gesetzgeber oder eine höchstgerichtliche Abklärung
erfolgen, so zB ob es sich unter Umständen nachteilig auf die
Haftung (Mitverschulden) für Schäden oder Verletzungen aus-
wirken könnte, wenn mit einem E-Scooter, dessen Nenndauer-
leistung mehr als 250 Watt beträgt, ein Unfall verursacht wird.

Es ist zu beobachten, dass vermehrt E-Scooter im Straßenverkehr
– von Vornherein so gebaut oder nachträglich getunt – unter-
wegs sind, die die maximale Leistung und Geschwindigkeit von
600 Watt bzw 25 km/h deutlich überschreiten. Was gilt für diese
bzw was soll für diese gelten? Weiterhin die „Privilegien“ eines
Fahrrads?

Bei „frisierten“ Mopeds steht es bspw außer Zweifel, dass –
auch aus Gründen der Verkehrs- und Betriebssicherheit – da-
durch die Ausnahme von der Anwendung gewisser Teile des
KFG beseitigt wird. Folglich ergibt sich als zentrale Frage, ob
stärkere bzw schnellere E-Scooter ebenfalls als Kfz betrachtet
werden müssen. Die Einstufung als Kfz ist im Grunde im Er-
gebnis unstrittig (Rechtsgrundlage gem § 2 Z 1 KFG); offen
sind jedoch eine weitere Untergliederung und damit etwaige
verbundene Rechtsfolgen. Es mag zwar naheliegend erscheinen,
dass derartige E-Scooter aufgrund ihrer Bauweise (einspuriges
Fahrzeug mit zwei Rädern) und der damit einhergehenden
fahrdynamischen Eigenschaften am ehesten als zweirädrige
Krafträder eingestuft werden könnten; dies ist jedoch rechtlich
nicht gedeckt. Der Haken ist nämlich, dass europäische Vor-
gaben fehlen und Fahrzeuge ohne Sitz explizit vom Anwen-
dungsbereich der Typgenehmigungs-VO (EU) 2013/168 aus-
geschlossen sind;53 das Sitzplatzerfordernis ist als konstitutives
Merkmal der dort aufgezählten Fahrzeugklassen zu verstehen.
Ferner hat der österr Gesetzgeber bis dato auch keine eigene
(nationale) Regelung für solche Fortbewegungsmittel geschaf-
fen: In den Erläuterungen54 zum § 88b StVO ist zwar von ei-
nem Benützungsverbot für derartige E-Scooter die Rede; dies
ist jedoch – im Gegensatz zu Deutschland – nicht normiert
worden.

Dem § 88b StVO ist jedenfalls zu entnehmen: Werden die ge-
nannten Leistungs- (höchstzulässige Leistung: 600Watt) und Ge-
schwindigkeitsschwellen (Bauartgeschwindigkeit: 25 km/h)
überschritten, so handelt es sich nicht mehr um einen E-Scooter
iS der StVO; diese fallen also nicht in den Anwendungsbereich
der StVO.

Mit der Begründung, dass in diesem Fall weder ein Ausnah-
metatbestand des KFG noch die Definition des Fahrrads (gem
§ 2 Abs 1 Z 22 StVO iVm § 1 Abs 2a KFG) erfüllt sind, stuft
der VwGH – nachvollziehbar auch im Hinblick auf das erhöhte
Gefährdungspotential – derartige Fahrzeuge ganz allgemein
und ohne weitere Untergliederung als Kfz iSd § 2 Z 1 KFG ein.55

E-Scooter, die über den in § 88b Abs 1 StVO iVm
§ 1 Abs 2a KFG (analog) definierten Grenzen
liegen, sind als Kfz einzustufen.

In die gleiche Richtung geht die Abgrenzung im EU-Kfz-Haft-
pflichtversicherungsrecht: Die Mitgliedsstaaten haben nur si-
cherzustellen, dass die Haftpflicht jedenfalls bei maschinell ange-
triebenen Fahrzeugen mit i) einer bauartbedingten Höchstge-
schwindigkeit von mehr als 25 km/h oder ii) einem maximalen
Nettogewicht von mehr als 25 kg und einer bauartbedingten
Höchstgeschwindigkeit von mehr als 14 km/h durch eine Versi-
cherung gedeckt ist.56 Hier wird im Übrigen gleichzeitig ersicht-
lich, dass es sich bei der „bauartbedingten Höchstgeschwindig-
keit“ um das zentrale Abgrenzungsmerkmal zwischen Fahrzeu-
gen handelt.

Die Vorschriften für Radfahrer gelten nur bei E-Scootern iS der
StVO, also für solche, die die Maximalleistung von 600 Watt und
die Bauarthöchstgeschwindigkeit von 25 km/h nicht überschrei-
ten. In der Folge müssen für stärkere bzw schnellere E-Scooter –
da sie zweifelsohne Kfz sind – andere Regelungen gelten.
▶ Zur Anwendung kommen jedenfalls gemäß FSG57 eine stren-

gere Promillegrenze von 0,5 Promille sowie gemäß StVO
Benützungsverbote für Fußgängerflächen und Radfahran-
lagen – ebenso völlig nachvollziehbar, zB aufgrund der höhe-
ren Geschwindigkeiten und dementsprechend anderer erfor-
derlicher Sichträume.

▶ Aus kraftfahrrechtlicher Sicht ist die Angelegenheit prekär
und unzufriedenstellend: Nach Ansicht des LVwG Tirol58 ist
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ein E-Scooter mit einer Leistung von 800 Watt und einer
Bauartgeschwindigkeit von 43 km/h als Sonderkraftfahrzeug
(nach § 3 Abs 1 Z 3.2 KFG) einzustufen und daher für diesen
– mangels einer eigenständigen Fahrzeugklasse – keine
Führerscheinklasse vorgesehen; sohin bedarf es auch in sol-
chen Fällen keiner Lenkberechtigung (auch nicht Klasse AM,
A oder gar Klasse B als Auffangklasse). Dies impliziert, dass
die Lenker solcher Fahrzeuge damit in der Regel weder über
eine theoretische noch praktische Fahrausbildung oder eine
Prüfung – also über keinen Nachweis der Kenntnis von Ver-
kehrsregeln – verfügen müssen. Altersbeschränkungen feh-
len ebenfalls. Gem § 36 KFG dürfen Kfz nur verwendet wer-
den, wenn sie für den Verkehr zugelassen sind; dabei ist die
Zulassungsfähigkeit solcher Fahrzeuge ohne Sitz aktuell
überhaupt noch offen. Es gelten aber Haftpflichtversiche-
rungs- und Kennzeichenpflichten (§ 36 lit b und d KFG) so-
wie auch die Pflicht, Verbandszeug mitzuführen (§ 102
Abs 10 KFG), nicht aber die Helmpflicht (nur für Krafträder
gem § 106 Abs 7 KFG vorgesehen) oder die erhöhten Be-
leuchtungspflichten. Jedenfalls empfindlich höher als die
Strafsätze der StVO sind jene des KFG (zB Mitbeförderung
einer zweiten Person, § 106 Abs 1 iVm § 134 KFG). Zu be-
rücksichtigen ist weiters, dass die verschuldensunabhängige
Gefährdungshaftung (EKHG59) und Entschädigungsan-
sprüche nach dem VOEG60 ebenso mit der kraftfahrrechtli-
chen Einordnung verknüpft sind. Alles in allem ist es über-
deutlich, dass der Gesetzgeber hier dringend dazu aufgerufen
ist, noch Ausnahmen bzw besondere Bedingungen zu regeln.

Dass die Adaption der Rahmenbedingungen für E-Scooter durch
die 31. StVO-Nov noch nicht vollständig gelungen und damit
auch noch nicht abgeschlossen ist, ist offensichtlich. Das Ziel,
die wachsende Mikromobilität sicher, effizient und wider-
spruchsfrei zu etablieren, erfordert nach wie vor, dass uner-
wünschte rechtliche Barrieren aufgelöst werden: Dies bedeutet
einerseits eine klare und praxistaugliche rechtliche Einord-
nung von E-Scooter-Fahrern, die aufgrund ihrer Eigenschaften
am ehestens mit Radfahrern vergleichbar sind, aber nicht mit
Fußgängern und Kfz-Lenkern, und andererseits die Berücksich-
tigung, dass es sich um eine eigene Fahrzeugart handelt. In Anbe-
tracht hoher Unfallzahlen mit E-Scootern sind entsprechende
Vorschriften für zusätzliche sicherheitsrelevante, verpflichtende
Ausrüstung, nämlich mit Blinkern,61 einer Klingel sowie einem
Helm, unumgänglich; darüber hinaus würden eine zweite unab-
hängig wirkende Bremsvorrichtung und eine Drosselung auf
20 km/h wie in Deutschland Bremsweg und Reaktionszeit spür-
bar verkürzen. Abgesehen davon wären insb für Händler und
Kunden/Verkehrsteilnehmer einheitliche Regelungen zur Kom-
patibilität (wenigstens) innerhalb der EU wünschenswert.62 Um
Verständlichkeit zu gewährleisten, ist es zudem am einfachsten,
an bekannte, bestehende Regeln (hier: die der Radfahrer) anzu-
knüpfen. Außerdem muss die Frage der Leistungsabgrenzung
zum Kfz einer rechtssicheren Lösung zugeführt werden. Zusätz-
lich wird es entscheidend sein, ausreichend viele und dement-
sprechend breite Radfahranlagen (mit möglichst wenig Un-
ebenheiten oder hohen Borden) zu schaffen bzw bei Platzmangel
für die Errichtung eigener Radfahranlagen in solchen Bereichen
das allg Tempo auf 30 km/h zu reduzieren. Angesichts der zu-
nehmenden Anzahl und Heterogenität der Benützer der Radin-

frastruktur – Radfahrer in allen Formen (zB normale Fahrräder,
E-Bikes, Lastenfahrräder, große Anhänger), E-Scooter etc – so-
wie der damit einhergehenden unterschiedlichen Geschwindig-
keiten und Verhaltensweisen (zB Überholmanöver) muss unsere
Infrastruktur künftig entsprechend an diesen Bedarf angepasst
werden.

Die Gemeinden stehen vor der Herausforderung,
die Qualität und Quantität ihrer Radfahranlagen zu
erhöhen.

Obendrein wird das Standing von E-Scootern und deren Benüt-
zern sowie eine harmonische und friedliche Nutzung aller Ver-
kehrswege davon abhängen, dass auch E-Scooter-Fahrer selbst in
die Pflicht genommen werden und lernen, sich regelkonform
und risikobewusst zu verhalten, anstatt möglicherweise rück-
sichtslos zu agieren.
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